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Stimmen
zum Rahmenvertrag

Alles passt zusammen: der Zeitpunkt,
das Zuckerbrot-und-Peitsche-Prinzip,
die letzten Entscheide des Bundesrates.
Vor zwei Tagen die grossartige Ankün-
digung desTreffens zwischen Biden und
Putin in Genf, dann gestern die nächsten
Lockerungen ab Montag, das Abnicken
von Unverbindlichem gegen Weissruss-
land – und zuallerletzt, gegen Abend,
das kleinlaute Aufkünden der Gesprä-
che mit der EU. Mutlosigkeit, Vorsicht,
hinlänglich bekannter Opportunis-
mus machen sich breit im siebenköpfi-
gen Gremium. Schwach, ganz schwach.
Schwächer geht es nicht. Die Meinung
der Bevölkerung wird schnöd in den
Wind geschlagen. Die Türen für wei-
tere Gespräche mit der EU sind nun zu.
Hauptsache, wir, die Bürger und Bürge-
rinnen, haben herzlich wenig zu sagen.
Das Rosinenpicken nimmt seinen ge-
wohnten schweizerischen Lauf.

Henrique Köng, Zollikerberg

Der Abbruch der Verhandlungen über
das Rahmenabkommen ist ein histori-
scher Fehler, welcher unseren bisher er-
folgreichen Zugang zum EU-Binnen-
markt, dem wichtigsten Markt für die
Schweiz, ernsthaft gefährden wird. Die
Begründung dafür kann dem Interview
mit André Holenstein, Professor für
Schweizer Geschichte an der Univer-
sität Bern, und Thomas Cottier, emeri-
tierter Professor für Europa- und Wirt-
schaftsvölkerrecht, entnommen wer-
den (NZZ 26. 5. 21). Es ist fraglich, ob
der Bundesrat in der heutigen Zusam-
mensetzung fähig ist, zukunftstaugliche
Beziehungen mit der EU zu erhalten
und weiterzuentwickeln. Dazu braucht
es jetzt im Bundesrat entsprechende
Kommunikations- und Verhandlungs-
kompetenz sowie einen entsprechen-
den Konsens. Zudem muss er das Parla-
ment rechtzeitig faktenbasiert orientie-
ren und mit ihm diskutieren, was er bis-
her nicht getan hat. Dadurch entstand
ein babylonisches Sprachengewirr um
das Rahmenabkommen, was wilden
und unsachlichen Interpretationen Tür
und Tor öffnete. Das ist auch ein Grund
für das Scheitern des Abkommens. Der
Bundesrat muss nun seine Lehren dar-
aus ziehen und verhindern, dass sich ein
solches Debakel wiederholen kann.Das
Ziel muss sein, die Voraussetzungen da-
für zu schaffen, dass der bilaterale Weg
erhalten und weiterentwickelt werden
kann, im Interesse unseres Forschungs-,
Wirtschafts- undArbeitsplatzes.

Werner Streich, Zürich

Les extrêmes se touchent. In einer ge-
meinsamen Aktion haben die Parteien
zur Linken und zur Rechten das Rah-
menabkommen versenkt. Nun verkün-
den ihre Exponenten stolz die gute Bot-
schaft:Die Unabhängigkeit der Schweiz
ist gerettet, die fremden Vögte (pardon:
Richter) sind vom Tisch. Wieder ein-
mal zeigt sich das leidige Muster: Trotz
gegensätzlichen Ansichten spannen die
politischen Gegner zusammen, um eine
sich aufdrängende Entscheidung zu ver-
hindern. Das hatten wir doch schon bei

der AHV-Reform. Die Vernunft droht
auf der Strecke zu bleiben; Partikular-
interessen sind wichtiger als die Lösung
des Problems. Der Bundesrat wehrt
sich energisch gegen eine engere Zu-
sammenarbeit mit der EU, zeigt sich
aber sehr zurückhaltend gegenüber
den Provokationen von Lukaschenko.
Wo bleiben eigentlich die Sorgen unse-
rer Exportindustrie, der Forschungs-
zusammenarbeit, der Strombranche?
Wie kommt es, dass die Meinung der
Kantone nicht mehr zählt und auch das
Resultat der Meinungsumfragen igno-
riert wird? Ist die Angst so gross, dass
unsere guten Nachbarn uns in ihr Haus
einladen könnten?

Otto Huber, Schinznach Dorf

Der Bundesrat soll dieTür zur EU zuge-
schlagen haben (NZZ 27. 5. 21).Damuss
man sich schon fragen, wie eine seit län-
gerem geschlossene Tür zugeschla-
gen werden kann. Möglicherweise war
irgendwo noch ein kleines Fensterchen
offen, das gelegentlich in einem lauen
Lüftchen klapperte. Dieses Klappern
störte aber nur noch. So war es durch-
aus logisch und überfällig, das Fenster-
chen zu schliessen. Jetzt wird Kaffeesatz
gelesen, und anschliessend merken wir,
dass weder die Schweiz noch die EU
oder dieWelt untergehen.

Werner Schwarz, Fischbach-Göslikon

Bundesrat und Parlament eiern wäh-
rend sieben Jahren durch das Thema
Rahmenabkommen. Während Jahren
hat das Volk mehrmals zu Themen be-
treffend EU abgestimmt. Eine kürzlich
durchgeführte Umfrage unter Stimm-
bürgern zeigt ein komfortables Ja für
das Rahmenabkommen. Trotzdem ent-
scheidet der Bundesrat für einen ein-
seitigen Abbruch der Verhandlun-
gen und gegen die EU. Misstraut der
Bundesrat seinem Volk? Bedeutet die
direkte Demokratie noch, dass sich das
Volk zu so wichtigen Themen wie den
Hörnern von Kühen und zurVerschleie-
rung von dreissig Frauen äussern darf?
Mit seinem Entscheid hat der Bundes-
rat gegenüber Brüssel signalisiert, was
er von der direkten Demokratie hält:
nicht viel!

Beat Ruckstuhl, Steinmaur

Wir sind alle
«Klimakids»

Der Freitag vor Pfingsten war in der Tat
kein ideales Datum für den Klimastreik
beziehungsweise den «Streik für die Zu-
kunft» (Grève pour l’Avenir bei unsWel-
schen), wie Daniel Fritzsche richtig be-
merkt (NZZ 22. 5. 21):weiterhin Pande-
miebedingungen und Mai-untypisches,
kühles Regenwetter. Auch für mich als
«Klimagrossvater» brauchte es einige
Überwindung und wasserdichte Klei-
dung, um mich rauszuwagen. Damit hat
es sich aber bereits mit der Richtigkeit
der publizierten Meinung. Von einem
politischen Kommentator wäre mehr
Argumentation als Polemik zu erwarten,
zum Beispiel eine vertiefte Auseinan-

dersetzung mit demKlima-Aktionsplan,
den die Klimaaktivisten und -aktivistin-
nen in den vergangenen Jahren erarbei-
tet haben, und nicht nur despektier-
liche Bemerkungen über ein Manifest,
in dem von einer sozialökologischenGe-
sellschaft «geschwurbelt» werde. Ist der
Kommentator wirklich so naiv zu mei-
nen, der Kampf für Klimagerechtigkeit
finde sozusagen im leeren Raum statt,
präsentiert von netten, aber naiven Kli-
makids, die bunte Plakate vor sich her-
tragen?Weiss er nichts von den auf dem
Tisch liegenden Forderungen, dass sich
die Banken und Pensionskassen von
fossilen Anlagen verabschieden sollen?
Von den schon heute massiven Auswir-
kungen der Klimakrise vorwiegend in
entfernten, ärmeren Weltgegenden? In
der Tat, das Klima und die Auswirkun-
gen der Klimakrise betreffen uns alle,
Junge und Alte.Wir sind sozusagen alle
«Klimakids»!

Patrick Haemmerle, Mitglied der
Klimagrosseltern Schweiz, Marly

Impfzertifikat

Die Gemüter erhitzen sich an der Mög-
lichkeit, dass geimpfte Personen Mög-
lichkeiten – Privilegien – bekommen,
welche Ungeimpfte nicht haben. Die
Aufregung ist unverständlich: Wenn
ich einen PW fahren will, brauche ich
einen Fahrausweis. Wenn ich auf die
Jagd gehen will, brauche ich ein Patent.
Wenn ich zukünftig an eine Grossver-
anstaltung ins Hallenstadion gehen will,
brauche ich (vielleicht) ein Covid-Zer-
tifikat.Worin besteht das Privileg? Dass
sich Leute nicht impfen lassen wollen, ist
zwar unverständlich, aber zu akzeptie-
ren. Gleichzeitig ist es nur folgerichtig,
dass diese Leute auch die Konsequen-
zen ihres Entscheides akzeptieren.Ganz
abgesehen davon, dass sie sich vielleicht
dieAussage eines bekannten Epidemio-
logen zu Herzen nehmen sollten: Die
Entscheidung gegen die Impfung ist
eine Entscheidung für die Infektion.

Frank P. Gross, Netstal

TRIBÜNE

Hilfe beim Einstieg
in den Arbeitsmarkt
Gastkommentar
von MELANIE METTLER und MARTIN KAISER

Fachleute schlagen Alarm: Die Zahl der an schweren Depressio-
nen leidendenMenschen in der Schweiz hat sich während der Pan-
demie verfünffacht.Besonders betroffen sind jungeMenschen.Da-
mit beschleunigt sich ein Trend.Waren die IV-Neurenten-Zahlen
in den letzten Jahren insgesamt stark rückläufig, stieg gleichzeitig
der Anteil von Neurenten aus psychischen Gründen stark an. So-
gar zugenommen hat die Zahl der Neurenten für 18- bis 24-Jährige.
Mehr als 2000 junge Menschen schickte die Schweiz allein 2019 in
Rente, sechs von zehn aus psychischen Gründen.

Dies ist besorgniserregend – erstens für die Betroffenen: Wer
den Einstieg in den Arbeitsmarkt nicht schafft und in die IV ab-
gleitet, findet kaummehr denAusstieg.Wer aus psychischen Grün-
den den Arbeitsplatz verliert, droht in eine Negativspirale zu ge-
raten. Zweitens entgehen den Arbeitgebern in Zeiten wachsen-
den Fachkräftemangels wertvolle Ressourcen. Drittens droht Un-
gemach für die Sozialwerke: Die IV schrieb 2020 unerwartet rote
Zahlen, und der Schuldenabbau stoppte. Betroffen sind auch die
Ergänzungsleistungen und die Invalidenrenten aus der beruflichen
Vorsorge.Die gesamten Kosten für Invalidität: 24Milliarden Fran-
ken pro Jahr; weniger als die Hälfte davon fällt in der IV selbst an.

Die rasche berufliche Eingliederung von Menschen mit Beein-
trächtigungen durch Krankheit, Unfall oder Handicap ist deshalb

Pflicht. Über 22 000 bei der IV registrierte Menschen konnten
2019 dank koordiniertenAnstrengungen ihre Stelle behalten oder
eine neue Stelle finden. Selbst im Corona-Jahr 2020 lag die Zahl
nur knapp tiefer. Ohne die berufliche Eingliederung wäre die IV-
Schuld gemäss IV-Stellen-Konferenz heute doppelt so hoch, gegen
20 Milliarden Franken. Trotzdem besteht Handlungsbedarf. Das
bestätigt eine neue Studie von Avenir Suisse. Berufliche Einglie-
derung ist für Betroffene, ihreArbeitgeber und die behandelnden
Ärzte komplex.Der Kommunikation zwischen diesen drei am Pro-
zess Beteiligten kommt deshalb eine Schlüsselrolle zu. Um den
zwingend nötigenTrialog zu erleichtern, entwickelte das Netzwerk
Compasso – unter Einbezug von Arbeitgebern, Ärzteschaft und
auchArbeitnehmer- und Betroffenenorganisationen – das ressour-
cenorientierte Eingliederungsprofil (REP).

Droht ein längerer Arbeitsausfall, sind rasche Weichenstellun-
gen entscheidend.Arbeitgeber undArbeitnehmer beschreiben im
REP die konkreten Anforderungen des Arbeitsplatzes. Erstmals
werden dabei auch psychosoziale Belastungen erfasst.DerArbeit-
nehmer geht mit der Beschreibung zumArzt, der sich ein Bild von
den Anforderungen macht. Er legt die Arbeitsfähigkeit fest und
formuliert Empfehlungen für einen erfolgreichen Rückkehrpro-
zess. Nicht von Interesse ist die Diagnose: Entscheidend ist nicht,
was gerade nicht geht, sondern was geht. So wird auch Teilarbeits-
fähigkeit – die schrittweise Rückkehr an denArbeitsplatz – geför-
dert, und Über- und Unterforderung werden vermieden.

Nachhaltige berufliche Eingliederung erfordert ein Umden-
ken: von der Defizitorientierung zur Ressourcenorientierung.Mit
demREP steht ein taugliches Hilfsmittel zurVerfügung; die Rück-
meldungen sind ermutigend. Die Krankentaggeldversicherer und
die IV-Stellen haben deshalb sogar einen Standardprozess defi-
niert, der das REP gezielt einbaut. Und die Vereinigung der Ver-
sicherungsmediziner ersetzte ihr Arbeitsunfähigkeitszeugnis kur-
zerhand durch ein ergänzendes Arbeitsfähigkeitszeugnis.

Melanie Mettler ist Geschäftsleiterin, Martin Kaiser Präsident des Netz-
werks Compasso zu Fragen der beruflichen Eingliederung.

Die rasche berufliche Eingliederung
von Menschen mit Beeinträchtigungen
durch Krankheit, Unfall oder
Handicap ist Pflicht.
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KORRIGENDUM
zz. · Im Artikel «Pflanzenschutzmittel
sind vielerorts ein notwendiges Übel»
(NZZ 29. 5. 21) hiess es irrtümlicher-
weise, dass bei einer Annahme der Pes-
tizidfrei-Initiative nur noch denjeni-
gen Bauern Direktzahlungen zukom-
men würden, die freiwillig auf Pflan-
zenschutzmittel verzichteten. Dieser
Sachverhalt bezieht sich auf die Trink-
wasserinitiative.
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Schweizer Lohnschutz
gilt nicht nur für Inländer
Was in der Diskussion um das EU-Rahmenabkommen
kaum beachtet worden ist: Dank dem schweizerischen
Lohnschutz können auch Arbeitnehmer aus dem EU-Raum
ihr Recht auf schweizerische Löhne durchsetzen.
Gastkommentar von Roland Erne und Andreas Gross

Erst der Moralismus
und dann die Moral
Identitäres Denken befördert leider oft das, was es zu
überwinden behauptet: das Trennende. Über ein tiefsitzendes
Missverständnis. Gastkommentar von Jürg Halter

Die Kontroverse um den Lohnschutz im Zusam-
menhang mit den gescheiterten Verhandlungen
zwischen der Schweiz und der EU um ein Rahmen-
abkommen ist nicht einfach zu verstehen. Denn
dank der revidierten Entsende-Richtlinie gilt das
Prinzip «Gleicher Lohn für gleicheArbeit am glei-
chen Ort» auch innerhalb der EU. Haben die EU
und die Schweiz in Sachen Lohnschutz folglich
nicht die gleichen Ziele? Gewiss, doch aufgepasst,
amArbeitsplatz ist «recht haben» nicht das Gleiche
wie «recht bekommen».

Das Prinzip der Lohngleichheit zwischen Frau
und Mann beispielsweise wurde schon in den
Gründungsverträgen der EU (damals EWG) fest-
geschrieben.Es gilt dort also seit 1957 und seit 1996
auch in der Schweiz. Dennoch wird dieses Prinzip
kaum durchgesetzt. In der EU und in der Schweiz
wagen es nur einige hundert Frauen pro Jahr, die
Lohngleichheit einzuklagen – aus Angst vor mög-
lichen Repressalien.

Für «entsandte Arbeitnehmer» (Beschäftigte
ausländischer Firmen, die im Inland tätig sind) ist
das Risiko von Repressalien noch grösser. In Oslo
beispielsweise erwirkten spanische Bauarbeiter ein
Gerichtsurteil gegen ihren spanischenArbeitgeber,
der ihnen nicht den allgemeinverbindlich festgeleg-
ten, norwegischenTariflohn bezahlt hatte.Dennoch
wurde dieses Urteil für sie zu einem Pyrrhussieg.
Denn ihre Arbeitsverträge sind danach einfach
nicht mehr erneuert worden.

Zudem gelingt es im EuropäischenWirtschafts-
raum nur selten, geschuldete Lohnrückstände ein-
zutreiben, weil ausländische Firmen ohne Ge-
schäftssitz im Inland schwer zu belangen sind.
Zwar soll die neue Europäische Arbeitsbehörde
(ELA) das künftig verbessern, doch bis jetzt ver-
fügt die EU über keine wirksamen Instrumente,
um das Prinzip des gleichen Lohns für die gleiche
Arbeit am gleichen Ort auch wirklich durchzuset-
zen. Welch ein Unterschied zu den Lohnkontrol-
len in der Schweiz, die es jedes JahrTausenden von

Eine schwarze, muslimische Freundin, die hier
lebt und arbeitet, hat mir letzten Sommer erzählt,
wie ihr weisse Mittelstands-Anti-Rassismus-Akti-
vistinnen, die sich selbst als «woke», «links» und
«feministisch» bezeichneten, erklärt hätten, wie
sie über Rassismus in der Schweiz zu reden und
denken habe. Es gibt Menschen, die gar nicht mer-
ken, wie rassistisch sie sind, wenn sie glauben, für
die Schwarzen oder für dieAusländer zu sprechen.
Diese Form des bevormundenden, positiven Ras-
sismus akademisch-linksidentitärer Prägung sollte
aber genauso wie der rechtsidentitäre Rassismus
kritisiert werden. Identitäres Denken – egal, ob lin-
ker, liberaler oder rechter Prägung – heisst eben
grundsätzlich, zuerst nicht vom Individuum auszu-
gehen, sondern von positiven oder negativen Her-
kunfts-, Religions- und Geschlechter-Vorurteilen.

Überhaupt sollte man immer aufhorchen, wenn
jemand «ich» mit «wir» verwechselt und selbst-
gerecht vorgibt, für eine ganze Gruppe von Men-
schen zu sprechen. So gibt es nicht nur das Fach-
idiotentum, es gibt auch dasAktivismusidiotentum:
Aktivistinnen undAktivisten, die sich über alle jene
empören, die über ein bestimmtes Thema nicht ge-
nau so empört sind wie sie selbst.

Diese herablassende Haltung vertreibt oft ge-
rade diejenigen, die eigentlich offen für ein Ge-
spräch auf Augenhöhe wären. Zurück bleiben so
nur linientreue Bekehrte. Je mehr man von einer
klar definierten, keine Abweichungen duldenden
Bubble lebt, sei diese nun linker, rechter, libera-
ler oder queerer Art, desto mehr hat man Angst,
Widersprüche, die einem innerhalb der Bubble
plötzlich auffallen, zu benennen.Das führt zu Kom-
plexitätsverdrängung, bubblespezifischer Gefall-
sucht, dann Selbstzensur und letztlich zu einem von
Doppelmoral durchdrungenen Freund-und-Feind-
Denken.DieMoral von der Geschichte:Moralische
Selbstüberhöhung führt zu moralischemVerfall.

Übersteigerte Identitätspolitik geht davon aus,
dass, wer auf dem Papier am meisten benachtei-
ligt ist, ammeistenAufmerksamkeit ohne jeglichen
Widerspruch verdient; Identität als das schlagende
Argument. Wobei die Klassenfrage gerne ausge-
blendet wird. Eine grosse Mitverantwortung für
solche Clickbait-getriebenen, nicht selten infan-
tilen Pseudodebatten tragen Medien, die Men-
schen nicht miteinander ins Gespräch kommen las-
sen, sondern gegeneinander. Je unvereinbarer die
Positionen, desto besser fürs Geschäft. Die Selbst-
gerechtesten zuerst!

Profitieren tun davon selten marginalisierte
Gruppen, sondern vor allem Menschen, die mit
Identitätspolitik ihr Geld verdienen. Kein Wun-
der, dass es bei dieser oberflächlichen Identitäts-
fixiertheit zu Widersprüchen kommt. So können
sich zum Beispiel antisemitische Islamisten unter
linkem Applaus als die «neuen Juden» inszenie-
ren und an Anti-Rassismus-Events, mitfinanziert
von sogenannt humanistischen Stiftungen islamis-
tischer Diktaturen, als Redner auftreten.Dass etwa
die grösste rechtsextreme Organisation Deutsch-
lands, die Grauen Wölfe, eine türkische ist, passt
natürlich nicht zu einer linksidentitären Weltsicht,
die dem aufklärungsfeindlichen Kulturrelativismus
verpflichtet ist.

Identitätspolitik befördert tragischerweise oft
das, was sie zu überwinden behauptet: das Tren-
nende. Selbstverständlich wären aber der Rechts-
extremismus und der Islamismus als Brüder im
Geiste zu betrachten, die im gleichen Masse verur-
teilt und durch den Rechtsstaat bekämpft gehören.
Umstritten bleibt die Frage, wo Fundamentalismus
beginnt und wer diesen definiert.

Darf man das öffentlich noch sagen? Ja, klar,
denn so schlimm, wie das gewisse rechte und
pseudoliberale Stimmen oft wehleidig behaupten,
steht es um dieMeinungsfreiheit nicht.Nehmen wir
ein aktuelles Beispiel: die «Alles dicht machen»-
Aktion in Deutschland. Nachdem man in sämt-
lichen Medien hat sagen können, dass man nichts
mehr sagen könne, könnte man sagen, dass es ums
Sagen-Können nicht sagenhaft schlecht bestellt sei.

Nun: Vielleicht sollten Menschen, die in einer
Demokratie leben und behaupten, sie lebten in
einer Diktatur, einmal in einer Diktatur versu-
chen, ihre «Demokratie» zu leben. Denn wer Mei-
nungsfreiheit als Monolog versteht, versteht Diver-
sität auch als Diktatur. Und wer auf Argumente
nicht eingehen will, diskreditiert für gewöhnlich
sein Gegenüber. Gerade selbstbewussten Frauen
schlägt im Netz von misogynen Männern immer
wieder offener Sexismus und purer Hass entgegen.

Die schlimmste Form von Cancel-Culture bleibt
aber der ideologisch motivierte Mord. Die zahlrei-
chen Toten durch Rechtsextremisten und, noch
zahlreicher, durch Islamisten in Europa der letzten
Jahre zeugen davon.

Je mehr man sich mit seinen Äusserungen aus-
schliesslich nach dem Applaus einer einzigen be-
stimmten Gruppe richtet, desto unfreier wird man
im Denken, Handeln und Fühlen. In Wirklichkeit
haben wir aber alle vielschichtige, in Teilen bestän-
dige, in Teilen sich wandelnde Identitäten. Und so
träume ich von einer Welt ohne Rassismus, ohne
sexuelle, ideologische und religiöse Diskriminie-
rung.Von einerWelt, in der niemand in die Schran-
ken gewiesen wird.

Jürg Halter, geboren 1980 in Bern, ist Schriftsteller, Spo-
ken-Word-Artist und Speaker. Zuletzt erschien sein Ge-
dichtband «Gemeinsame Sprache» (Dörlemann). Beim ab-
gedruckten Text handelt es sich um das Statement des
Autors im Rahmen des NZZ- Podiums «Hexenjagd heute –
auf der Suche nach dem Bösewicht» vom 6. Mai 2021.

Betroffenen ermöglichen, Lohnnachzahlungen zu
erwirken! Im Gegensatz zur Entwicklung in unse-
ren Nachbarstaaten ist es in der Schweiz seit 2004
auch deshalb nicht zu einem Abdriften der Löhne
in Risikobranchen gekommen.

Anders als anderswo, aber auch anders als im
Fall des Bundesgesetzes über die Gleichstellung
von Frau und Mann, schützen die flankierenden
Massnahmen zum Freizügigkeitsabkommen zwi-
schen der Schweiz und der EU die Löhne nicht
durch die Justiz, sondern durch aussergericht-
liche Verfahren der Sozialpartner und Kantone.
Dadurch werden Lohnkonflikte von einer indi-

viduellen (antagonistisch-juristischen) auf eine
kollektive (sozialpartnerschaftliche) Ebene ver-
lagert. Das trägt entscheidend zur Effektivität
des Lohnschutzes bei. Währendem sich einzelne
Arbeitgeber oft schwertun, die Löhne ihrer Be-
schäftigten nach oben anzupassen, ist der Lohn-
schutz der flankierenden Massnahmen im Ge-
samtinteresse aller Firmen, da er sie vor illoyaler
Konkurrenz schützt.

Auch aus der EU entsandte Beschäftigte haben
ein grosses Interesse an den flankierenden Mass-
nahmen, ermöglichen ihnen diese doch, sich
anonym zu wehren. So sind sie vor Repressalien

ihrer Chefs geschützt. Die paritätischen Kommis-
sionen können die Zahlung geschuldeter Löhne
durchsetzen, ohne dass die Betroffenen vor Ge-
richt gehen müssen. Freilich ist auch dies nur mög-
lich dank den Konventionalstrafen für vertrags-
brüchige Firmen sowie den Kautionen, die Firmen,
die nicht im Inland belangt werden können, hinter-
legen müssen.Doch gerade diese Kautionen wollte
der nun sistierte Rahmenvertrag in fast allen Fäl-
len verbieten.

Sicher, die flankierenden Massnahmen wider-
sprechen dem Credo jener, die Beschäftigte gegen-
einander in Konkurrenz bringen möchten. So geht
es bei den flankierenden Massnahmen nicht um
einen nationalen Konflikt, sondern um einen sozia-
len Konflikt zwischen einer sozialpartnerschaft-
lichen und einer neoliberalen Lohnpolitik. Bisher
gab das Credo der Generaldirektion «Handel» der
EU-Kommission denTakt vor.Gleichzeitig mehren
sich aber auch im Europaparlament die Stimmen,
welche die schweizerische, sozialpartnerschaftliche
Form des Lohnschutz unterstützen.

Deshalb sollte dessen Verteidigung auch bei
künftigen Verhandlungen mit der EU nicht zum
Hindernis werden. Schliesslich sind es auch Tau-
sende von Beschäftigten aus der EU, die dank dem
schweizerischen Lohnschutz ihr Recht auf schwei-
zerische Löhne durchsetzen können. Der Bundes-
rat sollte also auch bei allfällig späteren Verhand-
lungen weiterhin auf dem hiesigen Lohnschutz und
unseren flankierenden Massnahmen beharren, ihr
dagegen in Sachen Unionsbürgerschafts-Richtlinie
entgegenkommen. Denn im Gegensatz zum Lohn-
schutz ist die schweizerische Praxis, niedergelassene
EU-Bürger, die Sozialhilfe beantragen müssen, aus-
zuweisen, tatsächlich diskriminierend.

Roland Erne ist Professor für Europäische Integration und
Arbeitsbeziehungen am University College Dublin; Andreas
Gross ist Demokratieforscher und früherer Zürcher Natio-
nal- und Europarat (sp.).

Man sollte immer aufhorchen, wenn jemand «ich» mit «wir» verwechselt. ALTAF QADRI / AP

Wer Meinungsfreiheit
als Monolog versteht,
versteht Diversität
auch als Diktatur.


